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Dieses Antragsformular ist gültig bis zum 01.04.2016  Stand 04/2015 
Aktuelle Dokumente finden Sie unter www.hiscox.de 
 
 

Vermittler Nr.:____________________  

 

Antrag auf den Abschluss einer Sach-Inhaltsversicherung für Bürobetriebe  
Für kaufmännische und technische Betriebseinrichtung bis maximal € 150.000, elektronische Geräte und Anlagen bis  

€ 100.000 und Betriebsunterbrechung bis € 250.000 

l. Angaben zum Versicherungsnehmer in Deutschland  

 Firmenname 

 Straße, Nr. 

 PLZ, Ort E-Mail 

II. Beginn und Laufzeit des Vertrages 

Beginn (Tag/Monat/Jahr): _______._______._______, Hauptfälligkeit entspricht Beginn, abweichende Hauptfälligkeit (Tag/Monat): _______._______ 

 
III. Hinweis zur Bearbeitung des Antragsmodells 

Wenn Sie eine der Risikofragen dieses Antragsmodells nicht mit „Ja“ beantworten können, höhere als die hier aufgeführten Versicherungssummen 
oder weitere Risikoorte versichern wollen, schicken Sie uns bitte den ausgefüllten Risikofragebogen für ein individuelles Angebot an: 
hiscox.underwriting@hiscox.de oder faxen diesen an: +49 (0)89 545801 199 
 
Hinweise und Informationen zu den einzelnen Fragen finden Sie auf unserem „Beiblatt mit Hinweisen zur Bearbeitung des 
Antragsmodells“ auf Seite 7 dieses Antrages. 

 

IV. Angaben zum Versicherungsschutz  

1. In den letzten 5 Jahren hat es keinen oder maximal einen anderen Schaden (andere Ursache als Überschwemmung / 
Hochwasser) mit maximal € 2.500 Schadenhöhe gegeben. 

 Ja 

2. In den letzten 10 Jahren hat es keinen Schaden aufgrund von Überschwemmung / Hochwasser gegeben.  Ja 

3. 
Der Höhenunterschied vom Versicherungsort zu einem Gewässer/Meer beträgt mehr als 10 Meter oder das Objekt ist weiter 
als 500 Meter von einem Gewässer/Meer entfernt.  Ja 

4. 
Alle Gebäudeabschluss- oder Büroeingangstüren sind mit einem bündigen Zylinderschloss und mit einem von außen nicht 
abnehmbarem Sicherheitsbeschlag versehen.  Ja 

5. Sie produzieren, vertreiben und lagern keine Handelsware und Sie bieten keine handwerklichen Tätigkeiten oder Catering an.  Ja 

6. Sie haben nicht mehr als einen Versicherungsort.  Ja 
 

 

V. Versicherungsbedingungen 
Bei Abschluss der Sach-Inhaltsversicherung für Bürobetriebe werden dem Versicherungsvertrag die Allgemeinen Regelungen Bedingungen 
04/2015, die Sach-Inhalt by Hiscox, Bedingungen 04/2015 für Bürobetriebe sowie die Besonderen Deckungsvereinbarungen gemäß Ziffer XI.  
dieses Antrages zu Grunde gelegt. 
Bei Abschluss der Sach-Betriebsunterbrechung werden dem Versicherungsvertrag die Sach-Betriebsunterbrechung by Hiscox, Bedingungen 
04/2015 für Bürobetriebe sowie die Besonderen Deckungsvereinbarungen gemäß Ziffer XI. dieses Antrages zusätzlich zu Grunde gelegt. 
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SACH-INHALTSVERSICHERUNG 
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VI. Selbstbehalte 
Für die Sach-Inhaltsversicherung gelten folgende Selbstbehalte: 
€ 500 für die kaufmännische, technische und die elektronische Betriebseinrichtung  
€ 500 bei Sach-Betriebsunterbrechung 

Der Selbstbehalt für die kaufmännische, technische und elektronische Betriebseinrichtung kann gegen einen Mehrbeitrag verringert werden: 
Abweichender Selbstbehalt:  € 250 je Schadenfall (10% Zuschlag) 

 
VII. Versicherungssummen 
Die maximalen Versicherungssummen für dieses Antragsmodell lauten: 

- Kaufmännische und technische Betriebseinrichtung bis maximal € 150.000 
- Elektronische Geräte und Anlagen bis maximal € 100.000  
- Betriebsunterbrechung: Mehrkosten bis maximal € 100.000 / Ertragsausfall inklusive Mehrkosten bis maximal € 250.000 

 
VIII. Berechnung des Jahresnettobeitrages 
Ein Beispiel für die Berechnung des Jahresnettobeitrages finden Sie im Produktinformationsblatt. 

 
 Versicherungssumme              Beitragssatz Nettobeitrag 

 Kaufmännische und technische 
Betriebseinrichtung € ___________________ x 2,5 ‰ = € ___________________  

 
Elektronische Geräte und Anlagen € ___________________ x 4,0 ‰ = € ___________________  

     (Mindestbeitrag € 295)  

       

 Option Gebäude-Glasversicherung      

 Die Fläche der größten Einzelscheibe übersteigt weder 10 qm, noch sind Wintergarten und Glasdächer vorhanden  Ja  

   € 50.000 x 1,0 ‰ = € 50   

Bitte wählen Sie nachfolgend Option Mehrkosten oder Option Ertragsausfall inklusive Mehrkosten  

 Option Mehrkosten (gewünschte Versicherungssumme bitte ankreuzen)     

   € 75.000 x 0,4 ‰ = €  30   

   € 100.000 x 0,4 ‰ = €  40   
 

 Option Ertragsausfall inklusive Mehrkosten (gewünschte Versicherungssumme bitte ankreuzen)   

   € 150.000 x 0,4 ‰ = €  60   

   € 250.000 x 0,4 ‰ = €  100   
 

Erläuterung der Begrifflichkeiten 

Kaufmännische und technische Betriebseinrichtung / Elektronische Geräte und Anlagen 

Zu versichern ist alles, was sich in den Büroräumen befindet. Dazu gehört die technische und kaufmännische Betriebseinrichtung und separat der 
Wert von elektrotechnischen und elektronischen Anlagen und Geräten des Bürobetriebes, die im Eigentum, geleast, gemietet oder sonst unter 
Eigentumsvorbehalt überlassen wurden und für die die Gefahr getragen wird (z.B. geleaster Kopierer). Es sei denn, es wurde mit dem Eigentümer 
eine andere Regelung getroffen. Richtwert pro Arbeitsplatz (15.000 € = 10.000 € Betriebseinrichtung und 5.000 € Büroelektronik) 

Ertragsausfall oder Mehrkosten-Versicherung 

Die Ertragsausfallversicherung deckt sowohl den entgangenen Gewinn als auch die entstandenen Mehraufwendungen. Die reine 
Mehrkostendeckung entschädigt hingegen nur die effektiv entstandenen Mehraufwendungen, bietet aber keine Entschädigung für die entgangenen 
Gewinne. 

Für welche Firma ist was geeignet? 

Die Versicherung der reinen Mehrkosten eignet sich für Betriebe, bei denen im Schadenfall eine vollständige Substituierbarkeit der Leistungen 
möglich ist. Wenn Ihr Betrieb also die Möglichkeit oder die Gegebenheit hat, ihre Arbeiten an einen anderen Ort auszulagern, so dass keine oder 
nur eine geringe Umsatzeinbuße entsteht, ist die reine Mehrkostenversicherung ratsam. 

Weitere und detailliertere Informationen entnehmen Sie bitten den Produktinformationsblatt. 
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BEITRAGSINFORMATIONEN 
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IX. Beitragsberechnung 

Jahresnettobeitrag Sach-Inhaltsversicherung - Bitte Mindestbeitrag beachten - (Beitrag gemäß Ziffer VIII.) + € ________________ 

Zuschlag für Verringerung Selbstbehalt (Beitragszuschlag gemäß Ziffer VII.) + € ________________ 

Zwischensumme = € ________________ 

Jahresnettobeitrag Option Gebäude-Glasversicherung (Beitrag € 50 gemäß Ziffer VIII.) + € ________________ 

Jahresnettobeitrag Option Mehrkosten oder Option Ertragsausfall inklusive Mehrkosten (Beitrag gemäß Ziffer VIII.) + € ________________ 

Gesamtjahresnettobeitrag (ohne Versicherungssteuer)     = € ________________ 

Alle genannten Beiträge sind Nettobeiträge (ohne Versicherungssteuer). Derzeit beläuft sich die Versicherungssteuer in Deutschland auf 19%. Der 
Jahresnettobeitrag erhöht sich um den Betrag der Versicherungssteuer.  
 

X. Zahlungsperiode und SEPA-Lastschriftmandat 

Folgende Zahlungsperioden stehen Ihnen zur Verfügung: (bitte nur eine ankreuzen) 

Jährliche Zahlweise (kein Zuschlag)  Ja 

Halbjährliche Zahlweise (2 % Ratenzuschlag)  Ja (SEPA-Lastschriftmandat obligatorisch) 

Vierteljährliche Zahlweise (3 % Ratenzuschlag)  Ja (SEPA-Lastschriftmandat obligatorisch) 

Der Ratenzahlungszuschlag wird auf den Gesamtjahresnettobeitrag aus diesem Antrag erhoben. Bitte beachten Sie, dass länderspezifische 
Sonderabgaben mit der ersten Rate vollständig fällig werden. 

SEPA-Lastschriftmandat 

Hiscox Europe Underwriting Limited Zweigniederlassung für die Bundesrepublik Deutschland, Arnulfstr. 31, 80636 München 
Gläubiger-Identifikationsnummer 
DE90ZZZ00000373448 

Mandatsreferenz 
WIRD SEPARAT MITGETEILT 

Ich ermächtige (Wir ermächtigen) Hiscox Europe Underwriting Limited Zweigniederlassung für die Bundesrepublik Deutschland, Zahlungen von  
meinem (unserem) Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein (weisen wir unser) Kreditinstitut an, die von Hiscox Europe 
Underwriting Limited Zweigniederlassung für die Bundesrepublik Deutschland, auf mein (unser) Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. 
Hinweis: Ich kann (Wir können) innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen.  
Es gelten dabei die mit meinem (unserem) Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 

    
____________________________________ 
Vorname und Name (Kontoinhaber) 

________________________________________ 
Straße und Hausnummer 

____________________________________ 
Postleitzahl, Ort und Land 

 

    
________________________________________ 
Bankleitzahl 

 ________________________________________ 
Kontonummer 

 

    
________________________________________ 
Kreditinstitut (Name) 

 _ _ _ _ _ _ _ _ | _ _ _ 
BIC 

 

    

IBAN DE _ _ | _ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _   (Deutschland)      
    
    

________________________________________ 
Ort, Datum 

 X_______________________________________ 
Unterschrift 
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BESONDERE DECKUNGSVEREINBARUNGEN 
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XI. Besondere Deckungsvereinbarungen 

Diesem Versicherungsvertrag liegen folgende Entschädigungsgrenzen zu Grunde: 
Verlust von Bargeld und Wertsachen im Safe* € 15.000 
Verlust von Bargeld und Wertsachen am Versicherungsort ohne Verschluss € 3.000 
Verlust von Bargeld und Wertsachen unterwegs  € 1.500 

 

*in verschlossenen Panzer-Geldschränken, mehrwandigen Stahlschränken mit einem Mindestgewicht von 300 kg oder 
Verankerung nach Vorgaben des Herstellers im Boden und/oder Mauerwerk oder Einmauerschränken mit mehrwandiger Tür 

 
(Die folgende Entschädigungsgrenze steht nur zur Verfügung, wenn für die Elektronik-Versicherung mindestens eine 
Versicherungssumme von € 15.000 gewählt wurde) 
Bewegliche elektronische Sachen außerhalb des Betriebsgrundstückes € 15.000 
 
Die folgenden, zusätzlichen Kosten werden insgesamt in Höhe der Versicherungssumme über die Versicherungssumme hinaus ersetzt: 
Auf- /Wegräumen, Entsorgung und der Abtransport von beschädigten Sachen Versicherungssumme 
Beauftragung von Sachverständigen Versicherungssumme 
Isolierung von radioaktiv verseuchten, versicherten Sachen Versicherungssumme 
Preissteigerungen Versicherungssumme 

 
Die folgenden, zusätzlichen Kosten werden jeweils in Höhe von 10 % der Versicherungssumme über die Versicherungssumme hinaus  
ersetzt: 
Absperren von Straßen, Wegen, Grundstücken max. € 15.000 
freiwillige Zuwendungen an die Helfer der Brandbekämpfung max. € 15.000 
Reiseabbruch und Unterbrechung aufgrund eines Schadens  max. € 15.000 
Schutz (Bewachung und Notschlösser) max. € 15.000 
Schlossänderungen max. € 15.000 
Medienverluste (Öl, Gas, Wasser)  max. € 15.000 
Wiederherstellung von System-Datenprogrammen und gleichzusetzende Daten 
(auch Akten, Pläne, Geschäftsbücher) 

max. € 15.000 

 

Wurde die Option Mehrkosten gewählt, gelten die Mehrkosten wie folgt definiert: 
 
Mehrkosten sind jene Betriebsaufwendungen, die während der Betriebsunterbrechung, höchstens jedoch während der Haftungszeit, zusätzlich zu 
den gewöhnlichen (im selben Zeitraum auch ohne Eintritt des Sachschadens anfallenden) Betriebsaufwendungen zur Fortführung des versicherten 
Betriebes aufgewendet werden müssen. 

Wurde keine Versicherungssumme für Elektronische Geräte und Anlagen ausgewählt gilt folgendes: 
 
Gemäß Sach-Inhalt by Hiscox, Bedingungen 04/2015 für Bürobetriebe Abschnitt A I. 1. gelten 
 - elektrotechnische und elektronische Anlagen und Geräte des Bürobetriebes des Versicherungsnehmers, die von ihm geleast, gemietet oder ihm 
sonst entgeltlich oder unter Eigentumsvorbehalt überlassen wurden und für die der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt 
als nicht versichert. 

Gebäude-Glasversicherung 
I. Gebäudeverglasung 
Versichert ist die fertig eingesetzte oder montierte Gebäudeverglasung die durch Bruch zerstört oder beschädigt wird. Nicht versichert sind 
Photovoltaikanlagen und Scheiben von Sonnenkollektoren einschließlich deren Rahmen. 
 
II. Leistungen des Versicherers 
Der Versicherer ersetzt die notwendigen Reparatur- und Wiederherstellungskosten sowie die Entsorgung und Lieferung der Gebäudeverglasung. 
Darüber hinaus werden die aufgrund eines Versicherungsfalles notwendigen Kosten des Versicherungsnehmers ersetzt für Notverschalungen, 
Notverglasungen und für das Erneuern von Anstrich, Malerei, Schriften und Verzierungen und für das Beseitigen und Wiederanbringen von 
Schutzgittern, Umrahmungen, Beschlägen. 



 
SCHLUSSERKLÄRUNG 
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Schlusserklärungen 
Diese ausgefüllte Erklärung sowie die beigefügten Anlagen werden bei Abschluss eines Vertrages Grundlage und Bestandteil des 
Versicherungsvertrages. Die Risikoangaben sind vorvertragliche Anzeigen. Hinsichtlich der Folgen bei der Verletzung vorvertraglicher 
Anzeigepflichten verweisen wir auf die beigefügte Belehrung. Mit Ihrer Unterschrift bestätigen Sie, dass die gemachten Angaben vollständig und 
richtig sind und dass Sie folgende Dokumente rechtzeitig vor Antragsstellung erhalten und zur Kenntnis genommen haben:  
Allgemeinen Regelungen Bedingungen 04/2015, Sach-Inhalt by Hiscox, Bedingungen 04/2015 für Bürobetriebe, Sach-Betriebsunterbrechung by 
Hiscox, Bedingungen 04/2015 für Bürobetriebe, Besondere Deckungsvereinbarungen gemäß Ziffer XI., Informationspflichten Sach-Inhalt by Hiscox 
Bedingungen 04/2015, Belehrung gemäß §19 Abs. 5 VVG.  
 
Hinweis gemäß Bundesdatenschutzgesetz: Wir verarbeiten Ihre Daten im Rahmen des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) EDV-gestützt. 
 
Es besteht vorläufiger Deckungsschutz (begrenzt auf 4 Wochen) im Rahmen des beantragten Versicherungsschutzes ab Eingang des 
unterzeichneten Antrages bei der HISCOX, frühestens jedoch ab dem beantragten Versicherungsbeginn. Die vorläufige Deckung gilt nicht, 
sofern nicht alle Angaben zum Versicherungsschutz mit JA beantwortet wurden. Des Weiteren gilt die vorläufige Deckung nicht für 
nachträgliche bzw. handschriftliche Ergänzungen und Änderungen im Antrag. 

 
 
 
 
 

 
 

 
                                                                                           X  

Ort, Datum Unterschrift und Firmenstempel des Antragstellers 
oder des bevollmächtigten Versicherungsvermittlers 
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Beiblatt mit Hinweisen zur Bearbeitung des Antragsmodells Sachversicherung für Bürobetriebe 

1. Wer kann sich versichern? 
Die Sachversicherung der Hiscox wurde speziell auf die Bedürfnisse von Bürobetrieben zugeschnitten. 
Beispiele für Bürobetriebe sind: Werbeagentur, Marktforschungsinstitut,  Mediaagentur, Personalberater, Rechtsanwaltskanzleien, Steuerberater, 
Gutachter, Hausverwaltungen, IT- und Telekommunikationsdienstleister, etc. 
 
2. Ich kann nicht alle Antragsfragen mit Ja beantworten, erhalte ich trotzdem Versicherungsschutz? 
Sollten Sie nicht alle Antragsfragen mit Ja beantworten können, besteht selbstverständlich die Möglichkeit, trotzdem Versicherungsschutz von Hiscox zu 
erhalten. Lassen Sie uns den Risikofragebogen Sachversicherung für Bürobetriebe zukommen und Sie erhalten ein individuelles Angebot. 
Den Risikofragebogen erhalten Sie unter www.hiscox.de. 
 
3. Wie kann ich die Versicherungssummen ermitteln? 
Zu versichern ist alles, was sich in den Büroräumen befindet.  
Wir teilen die Versicherungssumme in dem Bereich  
 
a)  technische und kaufmännische Betriebseinrichtung und  
     z.B. die Büromöbel, Haushaltsgeräte, die vom Mieter eingebrachte Gegenstände (z.B. Deckenbeleuchtung) 
 
b) Elektronische Geräte und Anlagen  
    z.B. gesamten elektrotechnischen und elektronischen Anlagen und Geräten des Bürobetriebes, die im Eigentum, geleast, gemietet oder sonst unter     
    Eigentumsvorbehalt überlassen wurden und für die die Gefahr getragen wird (z.B. PC, Telefon, Kopierer, Laptops, Handys, Tablets, etc.) 
 
Darüber hinaus können Sie den Schaden einer Betriebsunterbrechung absichern: Es können wahlweise der komplette Ertragsausfall  oder auch nur die 
meist anfallenden Mehrkosten abgesichert werden. Die Ertragsausfallversicherung deckt sowohl den entgangenen Gewinn als auch die entstandenen 
Mehraufwendungen. Die reine Mehrkostendeckung entschädigt hingegen nur die effektiv entstandenen Mehraufwendungen, bietet aber keine 
Entschädigung für die entgangenen Ertrag. 
 
Ertragsausfall:  
Versichert in der Ertragsausfallversicherung sind  fortlaufende Kosten und entgangener Gewinn. Daraus ergeben sich zwei Möglichkeiten der Ermittlung 
„richtigen“ VS: 
-  Fortlaufende Kosten und den entgangenen Gewinn addieren 
-  Variable Kosten werden vom Umsatz abgezogen („Umsatz abzüglich Warensatz“) 
Als Alternative können Sie sich auch an Ihrer Sachversicherungssumme orientieren. 
 
4. Was mache ich, wenn die Versicherungssummen des Antragsmodell nicht ausreichend sind? 
Kein Problem. Füllen Sie den Risikofragebogen Sachversicherung für Bürobetriebe aus und senden uns diesen zu (hiscox.underwriting@hiscox.de oder 
faxen diesen an: +49 (0)89 545801 199) 
 
5. Kann ich auch höhere Selbstbeteiligungen wählen? 
Beim Antragsmodell sind 500 € der Standard-Selbstbehalt. Alternativ ist ein Selbstbehalt von 250 € gegen Beitragszuschlag möglich.  
Auf Anfrage können auch höhere Selbstbehalte von z.B. 1.000/2.500 € angefragt werden. Ein Entfallen des Selbstbehaltes ist nicht möglich. 
 
6. Erläuterung zur Frage 5 des Antragsfragebogens: „Sie produzieren, vertreiben und lagern keine Handelsware“. 
Hierunter verstehen wir Waren mit denen Umsätze generiert werden. Diese möchten wir nicht im Antragsmodell erfasst haben. 
Nicht als Handelsware verstehen wir z.B. Flyer, Broschüren, eigene Merchandise-Artikel, Geschenke, Waren zur Eigennutzung. Hierfür besteht 
Versicherungsschutz im Rahmen des Antragsmodelles. 
 
7. Was ist unter dem Zusatzbaustein Option Gebäudeverglasung zu verstehen?  
Glasschäden an Sachen des Bürobetriebes die im Eigentum vom Versicherungsnehmer (Mobiliarverglasung) stehen, sind bereits gemäß 
Allgefahrendeckung automatisch mitversichert. Sollte gemäß Mietvertrag der Vermieter ein Glasversicherung für die Gebäudeverglasung fordern, ist dies 
mit dieser Option möglich. Höhere Versicherungssummen können außerhalb des Antragsmodelles angefordert werden.  
Die größte Einzelscheibe darf nicht 10 qm übersteigen. 
 
8. Haben Sie mehr als einen Versicherungsort? 
Im Antragsmodell ist nur ein Risikoort als Standard im Antragsmodell vorgesehen. Wenn Sie mehrere Versicherungsorte haben, versichern wir Sie 
gerne, benötigen jedoch den ausgefüllten Risikofragebogen Sach-Versicherung für Bürobetriebe. 
 
9. Berechnung des Jahresbeitrages? 
Achtung: Bei den ausgewiesenen Gesamtbeitrag handelt es sich um ein Netto-Beitrag. Die Versicherungssteuer von derzeit 19 % ist manuell 
hinzuzufügen. 
 
10. Welche Produkte bietet Hiscox noch an? 
Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für  

- Unternehmen der IT- und Telekommunikationsbranche (Net IT by Hiscox) 
- Unternehmen der Unternehmens- und Personalberatungsbranche (Consult by Hiscox) 
- Unternehmen der Dienstleistungsbranche (Professions by Hiscox) 
- Unternehmen der Marketing- und Werbebranche (Marketing & Advertising by Hiscox) 
- Unternehmen der Medienbranche (Media by Hiscox) 
- Hausverwalter 
- Vereine 
- Betriebshaftpflicht-Versicherung – In Kombination mit der Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung 
- D&O – Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Organe juristischer Personen  
- Cyber Risk Management - Absicherung bei Datenverlust und Hackerangriffen  
- Sachversicherung - Inhalt und Betriebsunterbrechung für Bürobetriebe 
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I. 

 

Versicherte 
Sachen 

1. Versichert sind die beweglichen Sachen des Bürobetriebes des Versicherungsnehmers, 
soweit sie in dessen Eigentum stehen. Hierzu gehören insbesondere die kaufmännische 
und technische Betriebseinrichtung, einschließlich der elektrotechnischen und 
elektronischen Anlagen und Geräte, sowie hochwertige Gegenstände, wie z.B. Bilder, 
Antiquitäten, Bargeld und Wertpapiere.  

Darüber hinaus versichert sind:  

  in das Bürogebäude eingefügte Sachen, die der Versicherungsnehmer als 
Mieter auf seine Kosten angeschafft oder übernommen hat und für die er die 
Gefahr trägt, z.B. Einbauten, Installationen oder Außenanlagen (Markisen, 
Werbeschilder); 

 elektrotechnische und elektronische Anlagen und Geräte des Bürobetriebes 
des Versicherungsnehmers, die von ihm geleast, gemietet oder ihm sonst 
entgeltlich oder unter Eigentumsvorbehalt überlassen wurden und für die der 
Versicherungsnehmer die Gefahr trägt; 

 die persönlichen Gebrauchsgegenstände von Betriebsinhabern, Mitarbeitern 
und Besuchern des Versicherungsnehmers, soweit diese Gegenstände sich 
typischerweise innerhalb des Versicherungsortes befinden. 

Daten und Programme sind keine Sachen, jedoch im Rahmen von Abschnitt A VI. 5.12. 
(Wiederherstellungskosten) versichert. 

 2. Nicht versichert sind: 

  
2.1. zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge aller Art und deren Anhänger; 

  
2.2. zur privaten Nutzung dienender Hausrat aller Art, sofern Bürobetrieb und 

Privathaushalt räumlich miteinander verbunden sind; 

  
2.3. Tiere. 

II. Versicherte 
Risiken/ 
Versicherungs-
fall 

 
Die versicherten Sachen sind gemäß den vorliegenden Bedingungen gegen Zerstörung, 
Beschädigung und Abhandenkommen durch Ursachen aller Art versichert (Allgefahren-
Versicherung/Versicherungsfall). 

III. Herbeiführung 
des Ver-
sicherungs-
falles 

 
Der Versicherer ist nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsfall vorsätzlich herbeiführt.  

Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall grob fahrlässig herbei, ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Zugunsten des Versicherungsnehmers verzichtet 
der Versicherer jedoch bei Schäden bis zu einem Betrag von € 15.000 auf den Einwand 
der groben Fahrlässigkeit. 

IV. Risikoaus-
schlüsse 

Kein Versicherungsschutz wird – ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen – gewährt für: 

1.         Schäden durch Verlieren und Liegenlassen versicherter Sachen; 

  2. Schäden durch Diebstahl aus unverschlossenen Fahrzeugen; 

  3. Schäden durch alters- und betriebsbedingte normale oder vorzeitige Abnutzung oder 
allmähliche Zustandsveränderungen (z.B. Verschleiß, Schimmel), Materialfehler oder 
technische, mechanische, elektrische oder elektronische Defekte, es sei denn, sie 
wurden durch Überspannung, durch Blitzschlag oder atmosphärische Elektrizität 
verursacht; 

  4. Schäden durch Computer-, Programmierungs- oder Softwarefehler sowie Schäden 
durch Viren und Hackerangriffe; 

  5. Schäden durch Feuchtigkeit, Trockenheit, Licht- und Temperatureinflüsse, Rost und 
Oxidation, es sei denn, sie sind durch Sturm, Hagel, Schneedruck, Rückstau, Frost, 
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Rohrbruch, Leitungswasser, Überschwemmung, Brand, Blitzschlag oder Explosion 
entstanden; 

  6. Schäden durch Sturmflut und Grundwasser; 

  7. Schäden durch Ungeziefer, Insekten, Schädlinge oder Nagetiere; 

  8. Schäden durch Neu-, Um- oder Ausbauarbeiten, Umzüge, Reparatur, Wartung, 
Renovierung, Restaurierung oder Reinigung, fehlerhafte oder mangelhafte Ausführung 
von Arbeiten oder Verwendung mangelhafter Materialien; 

  9. Schäden durch Kernenergie oder Radioaktivität und Schäden aufgrund biologischer 
oder chemischer Ursachen, einschließlich mittelbarer und unmittelbarer Folgeschäden; 

  10. Schäden durch Androhung oder Anwendung von Gewalt im Zusammenhang mit Krieg, 
Bürgerkrieg, kriegsähnlichen Zuständen, inneren Unruhen, Streik oder Aufruhr; 

  11. Schäden durch Beschlagnahme, Verstaatlichung, Einziehung oder andere hoheitliche 
Maßnahmen; 

  12. Schäden durch strafbare Handlungen von Mitarbeitern oder Betriebsinhabern. 

V. Räumlicher 
Geltungs-
bereich 

1. Versicherungsort 

Versicherungsschutz besteht innerhalb der Versicherungsorte. Versicherungsorte sind 
die der ausschließlichen betrieblichen Nutzung durch den Versicherungsnehmer 
zugewiesenen Räumlichkeiten oder Flächen an den im Versicherungsschein 
angegebenen Adressen. 

  2. Außenversicherung 

Bewegliche Sachen des Bürobetriebes des Versicherungsnehmers, die in seinem 
Eigentum stehen sowie elektrotechnische und elektronische Anlagen und Geräte, die 
von ihm geleast, gemietet oder ihm sonst entgeltlich oder unter Eigentumsvorbehalt 
überlassen wurden und für die der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt, sind weltweit 
versichert, wenn sie voraussichtlich nur vorübergehend (nicht mehr als drei Monate) zu 
betrieblichen Zwecken vom Versicherungsort entfernt werden. Schäden durch Hagel 
und Sturm sind nur versichert, wenn sich die versicherten Sachen in Gebäuden 
befinden. 

  3. Umzug 

Im Falle eines Wechsels des Versicherungsortes geht der Versicherungsschutz auf den 
neuen Standort über. Während des Wechsels besteht Versicherungsschutz an beiden 
Standorten. Der Versicherungsschutz am alten Standort erlischt spätestens vier Monate 
nach Umzugsbeginn, es sei denn, die Weiterversicherung wird mit dem Versicherer 
vereinbart. 

VI. Leistungen des 
Versicherers 

1. Totalschaden 

Wenn versicherte Sachen zerstört werden oder abhandenkommen, ersetzt der 
Versicherer den Wiederbeschaffungspreis von Sachen gleicher Art und Güte in 
neuwertigem Zustand (Neuwert) unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles.  

  2. Teilschaden 

Wenn versicherte Sachen beschädigt werden, ersetzt der Versicherer die notwendigen 
Reparatur- und Wiederherstellungskosten unmittelbar vor  Eintritt des versicherten 
Schadens zuzüglich. einer Wertminderung, höchstens jedoch den Neuwert zu diesem 
Zeitpunkt. 

  3. Elektronikschäden 

Bei Schäden an Elektronikgegenständen ersetzt der Versicherer abweichend von den 
vorstehenden Regelungen in Abschnitt A VI. 1. und 2. maximal den unmittelbar vor 
Eintritt des Versicherungsfalles bestehenden Zeitwert, wenn 
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   3.1. die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung des Gegenstandes unterbleibt; 

   3.2. für die versicherte Sache serienmäßig hergestellte Ersatzteile nicht mehr zu 
beziehen sind; 

   3.3. der Gegenstand aktuell nicht in Gebrauch ist. 

  4. Eigentumsübergang und Restwertanrechnung 

Der Restwert der zerstörten Sachen und derjenigen beschädigten Sachen, deren 
Wiederherstellungskosten den Neuwert übersteigen, kann bei der Entschädigung 
angerechnet werden.  

Für den Fall, dass der Versicherer auf die Anrechnung verzichtet, und in Bezug auf 
abhandengekommene Sachen verpflichtet sich der Versicherungsnehmer dazu, das 
Eigentum an den zerstörten, abhandengekommenen oder beschädigten Gegenständen, 
deren Wiederherstellungskosten den Neuwert übersteigen, auf Verlangen des 
Versicherers zum Zeitpunkt der Entschädigungsleistung an den Versicherer  zu 
übertragen. 

  5. Zusätzliche Kosten 

Der Versicherer ersetzt Kosten des Versicherungsnehmers für – auch erfolglose – 
Maßnahmen, die der Versicherungsnehmer zur Abwendung eines unmittelbar 
drohenden versicherten Schadens oder zur Minderung des Schadens für geboten halten 
darf, sowie die aufgrund eines Versicherungsfalles notwendig gewordenen Kosten des 
Versicherungsnehmers: 

   5.1. für das Auf-, das Wegräumen, die Entsorgung und den Abtransport von 
zerstörten und beschädigten versicherten Sachen; 

   5.2. für Sachverständige, die in Abstimmung mit dem Versicherer beauftragt wurden; 

   5.3. für die Isolierung radioaktiv verseuchter versicherter Sachen (Abbruch, 
Aufräumung, Abfuhr, Isolierung); 

   5.4. durch Preissteigerungen, die zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalles und 
der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung tatsächlich entstanden sind, 
soweit die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung unverzüglich veranlasst 
wurde; 

   5.5. für das Absperren von Straßen, Wegen und Grundstücken; 

   5.6. für freiwillige Zuwendungen an die Helfer der Brandbekämpfung; 

   5.7. für den Abbruch oder die Unterbrechung einer Reise des Versicherungsnehmers 
oder eines zuständigen Mitarbeiters, wenn wegen eines erheblichen 
Versicherungsfalles eine umgehende Rückkehr an den Versicherungsort 
erforderlich ist; 

   5.8. für den Schutz (z.B. Bewachung, Notschlösser) versicherter Sachen; 

   5.9. für die Beseitigung von Gebäudeschäden nach einem Einbruchdiebstahl, 
Vandalismus nach einem Einbruch oder Raub; 

   5.10. für Schlossänderungen, wenn Schlüssel für Büroeingangstüren, Fenster, 
Tresore oder Alarmanlagen abhandengekommen sind; 

   5.11. für die Wiederbeschaffung von Medien wie Gas, Öl oder Wasser, die 
bestimmungswidrig aus Wasser- oder Heizungsanlagen ausgetreten sind; 
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   5.12. für die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung von System-Programmdaten 
oder damit gleichzusetzenden Daten. 

  6. Entschädigungsgrenzen 

   6.1. Versicherte Sachen 

Die Versicherungsleistung für versicherte Sachen ist je Versicherungsfall auf die 
im Versicherungsschein vereinbarte Versicherungssumme begrenzt. 

Im Versicherungsschein können weitere Entschädigungsgrenzen geregelt 
werden.  

   6.2. Kosten 

Die zusätzlichen Kosten des Abschnittes A VI. 5.1. bis 5.4. werden insgesamt in 
Höhe der Versicherungssumme über die Versicherungssumme hinaus ersetzt. 

Die zusätzlichen Kosten des Abschnittes A VI. 5.5. bis 5.12. werden jeweils in 
Höhe von 10 % der Versicherungssumme über die Versicherungssumme hinaus 
ersetzt, maximal jedoch bis zur Höhe von € 15.000 je Ziffer des Abschnittes        
A VI. 5.5. bis 5.12. 

   6.3. Vorsorge 

Für Werterhöhungen und/oder Neuerwerbungen seit Beginn des 
Versicherungsjahres, in dem der Versicherungsfall eingetreten ist, steht dem 
Versicherungsnehmer eine zusätzliche Versicherungssumme von 10 % der 
Versicherungssumme zur Verfügung 

   6.4. Unterversicherungsverzicht 

Auf den Einwand der Unterversicherung wird verzichtet. 

  7. Kumulklausel 

Die Leistungspflicht des Versicherers ist auf die höchste der vereinbarten 
Versicherungssummen begrenzt, wenn für ein und denselben Versicherungsfall 
Versicherungsschutz über mehrere Versicherungsverträge der Hiscox Gruppe oder 
mehrere Module dieses Versicherungsvertrages besteht. Eine Kumulierung der 
Versicherungssummen findet nicht statt. 

VII. Selbstbehalt  Von dem aufgrund des Versicherungsfalles zu leistenden Ersatz sind die jeweils im 
Versicherungsschein vereinbarten Selbstbehalte in Abzug zu bringen. 
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I. Repräsen-
tanten 

 Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner 
Repräsentanten zurechnen lassen. 

II. Versicherung 
für fremde 
Rechnung 

1. Rechte aus dem Vertrag 

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag auch im eigenen Namen für 
das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus 
diesem Vertrag steht auch insoweit nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem 
Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungsschein besitzt. 

  2. Zahlung der Entschädigung 

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungsnehmer 
den Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der 
Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des 
Versicherungsnehmers verlangen. 

  3. Kenntnis und Verhalten 

   3.1. Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von 
rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde Rechnung 
auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. 
Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versicherten 
umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten 
und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte 
Repräsentant des Versicherungsnehmers ist. 

   3.2. Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne 
sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine rechtzeitige 
Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zumutbar 
war. Unabhängig davon, ob der Vertrag mit Wissen des Versicherten 
geschlossen wurde, kommt es auf die Kenntnis des Versicherten an, wenn der 
Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen 
und den Versicherer nicht darüber informiert hat. 

III. Gefahrer-
höhung 

1. Der Versicherungsnehmer darf nach Antragstellung ohne vorherige Zustimmung durch 
den Versicherer keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch Dritte 
gestatten. Über dennoch vorgenommene oder gestattete Gefahrerhöhungen hat der 
Versicherungsnehmer den Versicherer unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

  2. Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn sich die zum Zeitpunkt der Vertragserklärung des 
Versicherungsnehmers vorhandenen gefahrerheblichen Umstände so ändern, dass 
dadurch der Eintritt des Versicherungsfalles oder die Vergrößerung des Schadens 
wahrscheinlicher wird. 

Eine Gefahrerhöhung liegt insbesondere vor, wenn 

   2.1. sich ein Umstand ändert, nach dem der Versicherer (z.B. im 
Angebotsfragebogen) gefragt hat; 

   2.2. vereinbarte Sicherungen beseitigt oder vermindert werden oder in nicht 
gebrauchsfähigem Zustand sind. 

  3. Nimmt der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung durch den Versicherer 
eine Gefahrerhöhung vor oder gestattet der Versicherungsnehmer dies einem Dritten, 
so kann der Versicherer den Versicherungsvertrag ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat seine Verpflichtung weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt. Beruht die Verletzung seitens des 
Versicherungsnehmers auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer den Vertrag 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

  4. Tritt der Versicherungsfall nach einer vom Versicherungsnehmer vorgenommenen oder 
gestatteten Gefahrerhöhung ein, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
frei, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich verletzt hat. Im Fall 
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einer grob fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen. Die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
trägt der Versicherungsnehmer. 

  5. Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er eine Gefahrerhöhung 
vorgenommen oder gestattet hat, oder tritt die Gefahrerhöhung unabhängig vom Willen 
des Versicherungsnehmers ein, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintritt, zu dem der Versicherungsnehmer dem Versicherer die Anzeige hätte zustellen 
müssen. Dies gilt nicht, wenn dem Versicherer die Gefahrerhöhung zu diesem 
Zeitpunkt bereits bekannt war. Der Versicherer ist zur Leistung verpflichtet, wenn die 
Verletzung der Anzeigepflicht nicht auf Vorsatz beruhte. Bei grob fahrlässiger 
Verletzung ist der Versicherer berechtigt, die Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Für 
das Nichtvorliegen der groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer die 
Beweislast. 

IV. Obliegenheiten 1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

Der Versicherungsnehmer hat 

   1.1. alle gesetzlichen, behördlichen und vereinbarten Sicherheitsvorschriften zu 
beachten; 

   1.2. die versicherten Sachen stets in ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten und 
Mängel und Schäden unverzüglich beseitigen zu lassen; 

   1.3. über Wertpapiere, Urkunden, Sammlungen und über andere hochwertige 
Gegenstände, für die dies besonders vereinbart ist, ein Verzeichnis zu führen 
und gesondert aufzubewahren, wo es nicht zerstört, beschädigt werden oder 
abhandenkommen kann; 

   1.4. alle Öffnungen (z.B. Fenster und Türen) in dem Betrieb verschlossen zu halten, 
solange die Arbeit ruht, und alle bei Antrag vorhandenen vereinbarten 
Sicherungen uneingeschränkt gebrauchsfähig zu halten; 

   1.5. in Räumen unter Erdgleiche aufbewahrte versicherte Sachen mindestens 12 cm 
über dem Boden zu lagern; 

   1.6. Fahrzeuge unter Anwendung der vorhandenen Sicherheitseinrichtungen 
ordnungsgemäß zu sichern und während der Nachtzeit (22:00 bis 06:00 Uhr) in 
einer bewachten oder verschlossenen (Sammel-)Garage, auf einem bewachten 
Parkplatz oder in Ermangelung vorgenannter Abstellmöglichkeiten auf einem 
umfriedeten Hof eines bewohnten Grundstückes abzustellen;   

   1.7. während des Transportes durch den Versicherungsnehmer oder durch Dritte die 
Sachen stets ordnungsgemäß und beanspruchungsgerecht zu verpacken sowie 
sachgemäß zu verladen und zu sichern; 

   1.8. den Versicherer spätestens bis zum Beginn des dritten Kalendermonats vor 
Ablauf der jeweiligen Versicherungsperiode über etwaige Werterhöhungen 
und/oder Neuerwerbungen zu informieren.  

  2. Folgen einer Obliegenheitsverletzung vor Eintritt des Versicherungsfalles 

   2.1. (Teilweise) Kündigung 

Die Möglichkeit des Versicherers, den Vertrag im Falle einer 
Obliegenheitsverletzung vor Eintritt des Versicherungsfalles (teilweise) zu 
kündigen, bestimmt sich nach Ziffer V. 2. der Allgemeinen Regelungen, 
Bedingungen 04/2015.  
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   2.2. (Teilweise) Leistungsfreiheit 

Unabhängig vom Bestehen einer Kündigungsmöglichkeit ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versicherungsnehmer vorsätzlich 
eine Obliegenheit verletzt, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber 
dem Versicherer zu erfüllen hat. Im Falle einer grob fahrlässigen Verletzung der 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. Die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt 
der Versicherungsnehmer. 

Außer im Fall einer arglistigen Verletzung der Obliegenheit bleibt der 
Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht ursächlich ist. Die Beweislast 
für das Nichtvorliegen der vorstehenden Kausalität trägt der 
Versicherungsnehmer. 

  3. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 

Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt eines Versicherungsfalles 

   3.1. den Versicherer unverzüglich zu informieren, nachdem der 
Versicherungsnehmer vom Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis erlangt hat; 

   3.2. Weisungen des Versicherers zur Schadenminderung und -abwendung – soweit 
die Umstände es gestatten – einzuholen und zu beachten; 

   3.3. Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüglich der 
zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen; 

   3.4. dem Versicherer und der zuständigen Polizeidienststelle unverzüglich ein 
Verzeichnis der abhandengekommenen Sachen einzureichen; 

   3.5. die Schadenstelle möglichst so lange unverändert zu lassen, bis sie vom 
Versicherer freigegeben worden ist. Sind Veränderungen unumgänglich, hat der 
Versicherungsnehmer das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren (z.B. 
durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den 
Versicherer aufzubewahren; 

   3.6. dem Versicherer – soweit möglich – jede Untersuchung über Ursache und Höhe 
des Schadens und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten 
sowie jede Auskunft dazu vollständig und wahrheitsgemäß – auf Verlangen 
schriftlich – zu erteilen und die angeforderten Belege beizubringen; 

   3.7. jede Auskunft zur Aufklärung etwaiger Regressansprüche – soweit die 
Umstände es gestatten – zu erteilen; 

   3.8. den Versicherer bei Wiederauffindung versicherter Sachen unverzüglich zu 
informieren. 

  4. Folgen einer Obliegenheitsverletzung nach Eintritt des Versicherungsfalles 

Wenn der Versicherungsnehmer vorsätzlich eine Obliegenheit verletzt, die er nach 
Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, ist der 
Versicherer – ebenso wie im Falle der Verletzung einer Obliegenheit, die der 
Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer 
zu erfüllen hat (vgl. hierzu Abschnitt B IV. 1.) – von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
Im Falle einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Die Beweislast für das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

Außer im Fall einer arglistigen Verletzung der Obliegenheit bleibt der Versicherer zur 
Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder 
die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang 



  
Abschnitt B – Allgemeine Regelungen 
Bedingungen 04/2015 für Bürobetriebe 

 

10 
 

der Leistungspflicht ursächlich ist. Die Beweislast für das Nichtvorliegen der 
vorstehenden Kausalität trägt der Versicherungsnehmer. 

Bei Verletzung einer Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit durch den 
Versicherungsnehmer, die er nach Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem 
Versicherer zu erfüllen hat, ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise 
leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

V. Subsidiarität  Sind versicherte Sachen oder Kosten auch bei anderen Versicherern versichert, 
besteht kein Versicherungsschutz unter dem vorliegenden Vertrag (qualifizierte 
Subsidiarität). Der vorliegende Vertrag gewährt jedoch insoweit Versicherungsschutz, 
als Versicherungsfälle aufgrund des Umfangs oder der Höhe der vereinbarten 
Versicherungssummen über den anderen Versicherungsvertrag nicht versichert sind. 
Bestreitet der Versicherer des anderen Versicherungsvertrages seine Leistungspflicht 
ganz oder teilweise, so leistet der Versicherer des vorliegenden Vertrages unter Eintritt 
in die Rechte des Versicherungsnehmers vor. In diesem Fall gelten die Regelungen 
der Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles entsprechend. Ist der 
Versicherer des anderen Vertrages ebenfalls ein Unternehmen der Hiscox Gruppe, 
beschränkt sich die maximale Leistung aus beiden Verträgen auf die höhere der 
vereinbarten Leistungen. 

VI. Sachverständi-
genverfahren 

1. Der Versicherungsnehmer und der Versicherer können nach Eintritt des 
Versicherungsfalles vereinbaren, dass die Höhe des Schadens durch Sachverständige 
festgestellt wird. Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf 
sonstige tatsächliche Voraussetzungen des Entschädigungsanspruchs sowie die Höhe 
der Entschädigung ausgedehnt werden. Der Versicherungsnehmer kann ein 
Sachverständigenverfahren zur Feststellung der Höhe des Schadens auch durch 
einseitige Erklärung dem Versicherer gegenüber verlangen. 

  2. Für das Sachverständigenverfahren gilt: 

   2.1. Jede Partei benennt in Textform einen Sachverständigen und kann dann die 
andere Partei unter Angabe des von ihr benannten Sachverständigen in 
Textform auffordern, den zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der 
zweite Sachverständige nicht binnen zwei Wochen nach Empfang der 
Aufforderung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch das für den 
Schadensort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung ist 
auf diese Folge hinzuweisen. 

   2.2. Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn des 
Feststellungsverfahrens einen dritten Sachverständigen als Obmann. Einigen 
sie sich nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei durch das für den 
Schadensort zuständige Amtsgericht ernannt. 

   2.3. Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Personen benennen, die 
Mitbewerber des Versicherungsnehmers sind oder mit ihm in dauernder 
Geschäftsverbindung stehen, ferner keine Personen, die bei Mitbewerbern oder 
Geschäftspartnern angestellt sind oder in einem ähnlichen Verhältnis stehen.  

Dies gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes durch die 
Sachverständigen. 

  3. Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten: 

   3.1. ein Verzeichnis der zerstörten, beschädigten oder abhandengekommenen 
Sachen sowie deren nach dem Versicherungsvertrag infrage kommenden 
Versicherungswerte zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles; 

   3.2. die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten zuzüglich einer etwa 
verbleibenden Wertminderung; 

   3.3. die Restwerte der von dem Schaden betroffenen Sachen; 
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   3.4. die nach dem Versicherungsvertrag versicherten zusätzlichen Kosten. 

  4. Die Sachverständigen übermitteln beiden Parteien gleichzeitig ihre Feststellungen. 
Weichen diese voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem 
Obmann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch 
die Feststellungen der Sachverständigen gezogenen Grenzen und übermittelt seine 
Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig. 

  5. Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes 
tragen beide Parteien je zur Hälfte. 

  6. Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind verbindlich, wenn 
nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich 
abweichen.  

Im Falle unverbindlicher Feststellungen oder wenn die Sachverständigen eine 
Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern, erfolgt die 
Feststellung – vorbehaltlich einer einvernehmlichen Einigung der Parteien – durch 
gerichtliche Entscheidung. 

  7. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des 
Versicherungsnehmers nicht berührt. 

VII. Kündigung 
nach Eintritt 
eines 
Versicherungs-
falles 

 Die Möglichkeit der Parteien, den Vertrag nach Eintritt eines Versicherungsfalles 
(teilweise) zu kündigen, bestimmt sich nach Ziffer V. 3. der Allgemeinen Regelungen, 
Bedingungen 04/2015.  

 

VIII. Innovations-
klausel 

 Zukünftige beitragsfreie Verbesserungen der Bedingungen Sach-Inhalt by Hiscox, 
Bedingungen 04/2015 für Bürobetriebe gelten automatisch als mitversichert, soweit 
hierdurch nicht von Besonderen Deckungsvereinbarungen abgewichen wird. 

IX. Anpassung der 
Versicherungs-
summe 

 Die Versicherungssummen für die versicherten Sachen erhöhen oder vermindern sich 
jährlich zu Beginn eines neuen Versicherungsjahres entsprechend dem Prozentsatz, 
um den sich der Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte im vergangenen 
Kalenderjahr gegenüber dem davorliegenden Kalenderjahr verändert hat.  

Der Veränderungsprozentsatz wird auf eine Stelle nach dem Komma abgerundet. 
Maßgebend ist der vom Statistischen Bundesamt jeweils für den Monat September 
veröffentlichte Index. 

Die gemäß den vorstehenden Absätzen ermittelten Versicherungssummen werden 
jeweils auf volle € 1.000 aufgerundet und dem Versicherungsnehmer bekannt 
gegeben. Die Prämie berechnet sich aus der neuen Versicherungssumme. Innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die angepasste Versicherungssumme 
und -prämie kann der Versicherungsnehmer der Erhöhung schriftlich widersprechen. 
Die Versicherung bleibt dann zur bisherigen Prämie und Versicherungssumme in Kraft. 
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I. 

 

Versicherte 
Risiken/ 
Versicherungs-
fall 

  Der Versicherer ersetzt den unmittelbar durch eine versicherte Betriebsunterbrechung 
verursachten Ertragsausfallschaden des Versicherungsnehmers. 

Eine versicherte Betriebsunterbrechung liegt vor, wenn und soweit die Erbringung von 
Dienstleistungen durch den Versicherungsnehmer am Versicherungsort vollständig oder 
teilweise unterbrochen ist und wenn diese Unterbrechung unmittelbar und ausschließlich 
durch versicherte, am Versicherungsort eingetretene Sachschäden gemäß Sach-Inhalt 
by Hiscox, Bedingungen 04/2015 für Bürobetriebe verursacht wird (Versicherungsfall). 

II. Risikoaus-
schlüsse 

1. Bei nicht erheblichen Unterbrechungen, deren Folgen sich im Betrieb ohne wesentliche 
Aufwendungen wieder einholen lassen, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. 

 2. Der Versicherer leistet keine Entschädigung, wenn und soweit der Ertragsausfall-
schaden verursacht oder erheblich vergrößert wird durch: 

  2.1. außergewöhnliche Ereignisse, die während der Unterbrechung eintreten; 

  2.2. öffentlich-rechtliche Verfügungen wie z.B. im Zusammenhang mit Wiederaufbau- 
und Betriebsbeschränkungen; 

  2.3. Kapitalmangel. 

III. Leistungen des 
Versicherers 

1. Der Ertragsausfallschaden berechnet sich aus den fortlaufenden Kosten und dem 
Betriebsgewinn, soweit der Versicherungsnehmer diese fortlaufenden Kosten und den 
Betriebsgewinn ausschließlich infolge und während der Betriebsunterbrechung nicht 
erwirtschaften kann.  
 
Bei der Berechnung des Ertragsausfallschadens sind alle Umstände zu 
berücksichtigen, die das Geschäftsergebnis des Versicherungsnehmers 
günstig oder ungünstig beeinflusst hätten, wenn die Betriebsunterbrechung oder das 
schädigende Ereignis insgesamt nicht eingetreten wären. Wirtschaftliche Vorteile, die 
nach dem Zeitpunkt, ab dem eine Betriebsunterbrechung nicht mehr besteht, entstehen, 
sind angemessen zu berücksichtigen. 

  2. Nicht versichert sind: 

   2.1. Abschreibungen auf Gerätschaften und Einrichtung. Diese sind nur insoweit zu 
berücksichtigen, als sie auf vom Sachschaden nicht betroffene Teile des 
versicherten Betriebs entfallen; 

   2.2. Umsatz- und Verbrauchssteuern; 

   2.3. umsatzabhängige Versicherungsbeiträge; 

   2.4. umsatzabhängige Lizenzgebühren und umsatzabhängige Erfindervergütungen; 

   2.5. Gewinne und Kosten, die mit dem Betrieb nicht zusammenhängen, z.B. aus 
Kapital-, Spekulations- oder Grundstücksgeschäften. 

  3. Die Entschädigung darf nicht zu einer Bereicherung des Versicherungsnehmers führen. 

  4. Wird der Betrieb nach der versicherten Betriebsunterbrechung nicht wieder 
aufgenommen, ersetzt der Versicherer nur die fortlaufenden Kosten, sofern diese ohne 
Betriebsunterbrechung erwirtschaftet worden wären. Der Versicherungsnehmer hat die 
Höhe des Schadens nachzuweisen. 

  5. Der Versicherer ersetzt den seit Eintritt des versicherten Sachschadens bis zum Ende 
der versicherten Betriebsunterbrechung entstehenden Ertragsausfallschaden (Haftzeit). 
Die Haftzeit beträgt vorbehaltlich einer abweichenden Regelung im Versicherungsschein 
maximal 12 Monate. 

Die Versicherungsleistung für den Ertragsausfall ist zudem begrenzt auf die im 
Versicherungsschein angegebene Versicherungssumme je Versicherungsfall.  
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  6. Auf den Einwand der Unterversicherung wird verzichtet. 

  7.  Die Leistungspflicht des Versicherers ist auf die höchste der vereinbarten 
Versicherungssummen begrenzt, wenn für ein und denselben Versicherungsfall 
Versicherungsschutz über mehrere Versicherungsverträge der Hiscox Gruppe oder 
mehrere Module dieses Versicherungsvertrages besteht. Eine Kumulierung der 
Versicherungssummen findet nicht statt. 

VI. Selbstbehalt  Von dem aufgrund des Versicherungsfalles zu leistenden Ersatz ist der im 
Versicherungsschein vereinbarte Selbstbehalt in Abzug zu bringen. 
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I. Repräsen-
tanten 

 Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner 
Repräsentanten zurechnen lassen. 

II. Versicherung 
für fremde 
Rechnung 

1. Rechte aus dem Vertrag 

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für das 
Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem 
Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem Versicherten zu. Das 
gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungsschein besitzt. 

  2. Zahlung der Entschädigung 

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungsnehmer den 
Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der 
Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des 
Versicherungsnehmers verlangen. 

  3. Kenntnis und Verhalten 

   3.1. Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von 
rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde Rechnung auch 
die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. Soweit der 
Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, 
muss sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten und die 
Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte 
Repräsentant des Versicherungsnehmers ist. 

   3.2. Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne 
sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine rechtzeitige 
Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zumutbar 
war. Unabhängig davon, ob der Vertrag mit Wissen des Versicherten 
geschlossen wurde, kommt es auf die Kenntnis des Versicherten an, wenn der 
Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen 
und den Versicherer nicht darüber informiert hat. 

III. Gefahrer-
höhung 

1. Der Versicherungsnehmer darf nach Antragstellung ohne vorherige Zustimmung durch 
den Versicherer keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch Dritte 
gestatten. Über dennoch vorgenommene oder gestattete Gefahrerhöhungen hat der 
Versicherungsnehmer den Versicherer unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

  2. Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn sich die zum Zeitpunkt der Vertragserklärung des 
Versicherungsnehmers vorhandenen gefahrerheblichen Umstände so ändern, dass 
dadurch der Eintritt des Versicherungsfalles oder die Vergrößerung des Schadens 
wahrscheinlicher wird. 

Eine Gefahrerhöhung liegt insbesondere vor, wenn 

   2.1. sich ein Umstand ändert, nach dem der Versicherer (z.B. im 
Angebotsfragebogen) gefragt hat; 

   2.2. vereinbarte Sicherungen beseitigt oder vermindert werden oder in nicht 
gebrauchsfähigem Zustand sind. 

  3. Nimmt der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung durch den Versicherer 
eine Gefahrerhöhung vor oder gestattet der Versicherungsnehmer dies einem Dritten, so 
kann der Versicherer den Versicherungsvertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, es 
sei denn, der Versicherungsnehmer hat seine Verpflichtung weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt. Beruht die Verletzung seitens des Versicherungsnehmers auf 
einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat kündigen. 

  4. Tritt der Versicherungsfall nach einer vom Versicherungsnehmer vorgenommenen oder 
gestatteten Gefahrerhöhung ein, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
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frei, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich verletzt hat. Im Fall 
einer grob fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem 
der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen. Die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der 
Versicherungsnehmer. 

  5. Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er eine Gefahrerhöhung 
vorgenommen oder gestattet hat, oder tritt die Gefahrerhöhung unabhängig vom Willen 
des Versicherungsnehmers ein, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
frei, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu 
dem der Versicherungsnehmer dem Versicherer die Anzeige hätte zustellen müssen. 
Dies gilt nicht, wenn dem Versicherer die Gefahrerhöhung zu diesem Zeitpunkt bereits 
bekannt war. Der Versicherer ist zur Leistung verpflichtet, wenn die Verletzung der 
Anzeigepflicht nicht auf Vorsatz beruhte. Bei grob fahrlässiger Verletzung ist der 
Versicherer berechtigt, die Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Für das Nichtvorliegen der 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer die Beweislast. 

IV. Obliegenheiten 1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

Der Versicherungsnehmer hat 

   1.1. sämtliche gemäß Abschnitt B 1. Sach-Inhalt by Hiscox, Bedingungen 04/2015 für 
Bürobetriebe vereinbarten Obliegenheiten zu beachten; 

   1.2. Bücher zu führen. Inventurlisten, Bilanzen sowie Gewinn- und Verlustrechnungen 
sind für die drei Vorjahre vor Verlust, Beschädigung oder Zerstörung zu schützen. 

  2. Folgen einer Obliegenheitsverletzung vor Eintritt des Versicherungsfalles 

   2.1. (Teilweise) Kündigung 

Die Möglichkeit des Versicherers, den Vertrag im Falle einer 
Obliegenheitsverletzung vor Eintritt des Versicherungsfalles (teilweise) zu 
kündigen, bestimmt sich nach Ziffer V. 2. der Allgemeinen Regelungen, 
Bedingungen 04/2015.  

   2.2. (Teilweise) Leistungsfreiheit 

Unabhängig vom Bestehen einer Kündigungsmöglichkeit ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versicherungsnehmer vorsätzlich 
eine Obliegenheit verletzt, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber 
dem Versicherer zu erfüllen hat. Im Falle einer grob fahrlässigen Verletzung der 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. Die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt 
der Versicherungsnehmer. 

Außer im Fall einer arglistigen Verletzung der Obliegenheit bleibt der Versicherer 
zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung 
oder den Umfang der Leistungspflicht ursächlich ist. Die Beweislast für das 
Nichtvorliegen der vorstehenden Kausalität trägt der Versicherungsnehmer. 

  3. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 

Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt eines Versicherungsfalles 

   3.1. den Versicherer unverzüglich zu informieren, nachdem der Versicherungsnehmer 
vom Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis erlangt hat; 

   3.2. Weisungen des Versicherers zur Schadenminderung und -abwendung – soweit 
die Umstände es gestatten – einzuholen und zu beachten. 

   3.3. Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüglich der 
zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen; 
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   3.4. dem Versicherer und der zuständigen Polizeidienststelle unverzüglich ein 
Verzeichnis der abhandengekommenen Sachen einzureichen; 

   3.5. die Schadenstelle möglichst so lange unverändert zu lassen, bis sie vom 
Versicherer freigegeben worden ist. Sind Veränderungen unumgänglich, hat der 
Versicherungsnehmer das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren (z.B. 
durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den 
Versicherer aufzubewahren; 

   3.6. dem Versicherer – soweit möglich – jede Untersuchung über Ursache und Höhe 
des Schadens und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten 
sowie jede Auskunft dazu vollständig und wahrheitsgemäß – auf Verlangen 
schriftlich – zu erteilen und die angeforderten Belege beizubringen; 

   3.7. jede Auskunft zur Aufklärung etwaiger Regressansprüche – soweit die Umstände 
es gestatten – zu erteilen; 

   3.8. den Versicherer bei Wiederauffindung versicherter Sachen unverzüglich zu 
informieren. 

  4. Folgen einer Obliegenheitsverletzung nach Eintritt des Versicherungsfalles 

Wenn der Versicherungsnehmer vorsätzlich eine Obliegenheit verletzt, die er nach Eintritt 
des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, ist der Versicherer – 
ebenso wie im Falle der Verletzung einer Obliegenheit, die der Versicherungsnehmer vor 
Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat (vgl. hierzu 
Abschnitt B IV. 1.) – von der Verpflichtung zur Leistung frei. Im Falle einer grob 
fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen. Die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
trägt der Versicherungsnehmer. 

Außer im Fall einer arglistigen Verletzung der Obliegenheit bleibt der Versicherer zur 
Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder 
die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der 
Leistungspflicht ursächlich ist. Die Beweislast für das Nichtvorliegen der vorstehenden 
Kausalität trägt der Versicherungsnehmer. 

Bei Verletzung einer Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit durch den 
Versicherungsnehmer, die er nach Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem 
Versicherer zu erfüllen hat, ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise 
leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

V. Subsidiarität  Ist der versicherte Ertragsausfallschaden ganz oder teilweise auch bei anderen 
Versicherern versichert, besteht kein Versicherungsschutz unter dem vorliegenden 
Vertrag (qualifizierte Subsidiarität). Der vorliegende Vertrag gewährt jedoch insoweit 
Versicherungsschutz, als ein Ertragsausfallschaden aufgrund des Umfangs oder der 
Höhe der vereinbarten Versicherungssummen über den anderen Versicherungsvertrag 
nicht versichert ist. Bestreitet der Versicherer des anderen Versicherungsvertrages seine 
Leistungspflicht ganz oder teilweise, so leistet der Versicherer des vorliegenden 
Vertrages unter Eintritt in die Rechte des Versicherungsnehmers vor. In diesem Fall 
gelten die Regelungen der Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 
entsprechend. Ist der Versicherer des anderen Vertrages ebenfalls ein Unternehmen der 
Hiscox Gruppe, beschränkt sich die maximale Leistung aus beiden Verträgen auf die 
höhere der vereinbarten Leistungen. 

VI. Sachverständi-
genverfahren 

1. Der Versicherungsnehmer und der Versicherer können nach Eintritt des 
Versicherungsfalles vereinbaren, dass die Höhe des Schadens durch Sachverständige 
festgestellt wird. Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf sonstige 
tatsächliche Voraussetzungen des Entschädigungsanspruchs sowie die Höhe der 
Entschädigung ausgedehnt werden. Der Versicherungsnehmer kann ein 
Sachverständigenverfahren zur Feststellung der Höhe des Schadens auch durch 
einseitige Erklärung dem Versicherer gegenüber verlangen. 
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  2. Für das Sachverständigenverfahren gilt: 

   2.1 Jede Partei benennt in Textform einen Sachverständigen und kann dann die 
andere Partei unter Angabe des von ihr benannten Sachverständigen in Textform 
auffordern, den zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der zweite 
Sachverständige nicht binnen zwei Wochen nach Empfang der Aufforderung 
benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch das für den Schadensort 
zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung ist auf diese Folge 
hinzuweisen. 

   2.2 Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn des 
Feststellungsverfahrens einen dritten Sachverständigen als Obmann. Einigen sie 
sich nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei durch das für den 
Schadensort zuständige Amtsgericht ernannt. 

   2.3 Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Personen benennen, die 
Mitbewerber des Versicherungsnehmers sind oder mit ihm in dauernder 
Geschäftsverbindung stehen, ferner keine Personen, die bei Mitbewerbern oder 
Geschäftspartnern angestellt sind oder in einem ähnlichen Verhältnis stehen.  

Dies gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes durch die 
Sachverständigen. 

  3. Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten: 

   3.1 den Versicherungswert; 

   3.2 den Umfang und die Dauer der Betriebsunterbrechung; 

   3.3 den Beitrag des innerhalb der Haftzeit eintretenden Unterbrechungsschadens. 

  4. Die Sachverständigen übermitteln beiden Parteien gleichzeitig ihre Feststellungen. 
Weichen diese voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem 
Obmann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die 
Feststellungen der Sachverständigen gezogenen Grenzen und übermittelt seine 
Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig. 

  5. Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes tragen 
beide Parteien je zur Hälfte. 

  6. Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind verbindlich, wenn 
nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich 
abweichen.  

Im Falle unverbindlicher Feststellungen oder wenn die Sachverständigen eine 
Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern, erfolgt die Feststellung 
– vorbehaltlich einer einvernehmlichen Einigung der Parteien – durch gerichtliche 
Entscheidung. 

  7. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des 
Versicherungsnehmers nicht berührt. 

VII. Kündigung 
nach Eintritt 
eines 
Versicherungs-
falles 

 Die Möglichkeit der Parteien, den Vertrag nach Eintritt eines Versicherungsfalles 
(teilweise) zu kündigen, bestimmt sich nach Ziffer V. 3. der Allgemeinen Regelungen, 
Bedingungen 04/2015. 
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I. 

 

Prämien-
zahlung 

 1. Erste oder einmalige Prämie 

Die einmalige oder erste Prämie ist unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen nach 
Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. Ist die einmalige oder erste Prämie bei 
Eintritt des Versicherungsfalles nicht gezahlt, ist der Versicherer zur Leistung nicht 
verpflichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten. Allerdings ist der Versicherer nur leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen 
auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der 
Prämie aufmerksam gemacht hat. 

Solange die einmalige oder erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt ist, ist der Versicherer 
zum Rücktritt vom gesamten Versicherungsvertrag berechtigt, es sei denn, der 
Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten. 

 2. Folgeprämien 

Die Folgeprämien sind unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen nach Zugang der 
Prämienrechnung zu zahlen. Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, darf der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine 
Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die 
Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen 
und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die mit dem Fristablauf 
verbunden sind. Tritt der Versicherungsfall nach Fristablauf ein und ist der 
Versicherungsnehmer bei Eintritt mit der Zahlung der Prämie oder der Zinsen oder 
Kosten in Verzug, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

Nach Fristablauf kann der Versicherer den gesamten Versicherungsvertrag ohne 
Einhaltung einer Frist kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der 
geschuldeten Beträge in Verzug ist. Der Versicherer darf die Kündigung mit der 
Bestimmung der Zahlungsfrist so verbinden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn 
der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf 
wird der Versicherer den Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich 
hinweisen. Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb 
eines Monats nach der Kündigung oder des Fristablaufs die Zahlung leistet, sofern nicht 
der Versicherungsfall bereits eingetreten ist. 

 3. Lastschriftverfahren 

Ist vereinbart, dass der Versicherer die Prämien von einem Konto einzieht, gilt 
Folgendes:  

Kann eine Einziehung aus Gründen, die der Versicherungsnehmer zu vertreten hat, 
nicht fristgerecht bewirkt werden oder widerspricht der Versicherungsnehmer einer 
berechtigten Einziehung, gilt die Prämie als nicht rechtzeitig gezahlt. Scheitert die 
Einziehung eines Betrags aus Gründen, die der Versicherungsnehmer nicht zu vertreten 
hat, gilt die Prämie erst dann als nicht rechtzeitig gezahlt, wenn der 
Versicherungsnehmer nach schriftlicher Zahlungsaufforderung nicht innerhalb von zwei 
Wochen zahlt. Zu weiteren Einziehungsversuchen ist der Versicherer nicht verpflichtet. 

II. Anpassung 
des 
Prämiensatzes 

 
Der Prämiensatz der einzelnen Module wird unter Berücksichtigung unserer jeweiligen 
Kalkulationsgrundlagen (z.B. Schaden- und Kostenaufwand, Stornoquote, 
Bestandszusammensetzung) unter Beachtung der anerkannten Grundsätze der 
Versicherungsmathematik und Versicherungstechnik ermittelt.  

Bei einem sich aus einer Überprüfung dieser Kalkulationsgrundlagen ergebenden 
Änderungsbedarf ist der Versicherer berechtigt, den für die betroffenen Module 
geltenden Prämiensatz anzupassen. Dieser neue Prämiensatz wird mit Beginn der 
nächsten Versicherungsperiode wirksam, wenn der neue Prämiensatz unter 
Kenntlichmachung der Änderung dem Versicherungsnehmer spätestens drei Monate 
vor Beginn der nächsten Versicherungsperiode mitgeteilt wird. 

Bei einer solchen Änderung des Prämiensatzes kann der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsvertrag insgesamt oder das jeweils betroffene Modul im Wege einer 
Teilkündigung innerhalb eines Monats nach Mitteilung des Versicherers frühestens zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderung kündigen. Andernfalls wird der Vertrag zu 
dem geänderten Prämiensatz fortgeführt. 
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III. Anzeige-
pflichten vor 
Vertrags-
schluss 

1. Anzeige gefahrerheblicher Umstände 

Bis zur Abgabe der Vertragserklärung hat der Versicherungsnehmer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände, die für den Entschluss des Versicherers, den Vertrag mit dem 
Versicherungsnehmer zu schließen, erheblich sind und nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat, anzuzeigen. 

  2. Folgen einer Pflichtverletzung 

Verletzt der Versicherungsnehmer die Pflicht zur richtigen und vollständigen Anzeige 
gefahrerheblicher Umstände, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten. Das 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig verletzt hat. In diesem Falle hat der Versicherer aber das Recht, den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. 

  3. Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles 

Im Falle eines Rücktritts nach Eintritt des Versicherungsfalles ist der Versicherer nicht 
zur Leistung verpflichtet, es sei denn, die Verletzung der Anzeigepflicht bezieht sich auf 
einen Umstand, der weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers 
ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. 

IV. Dauer des 
Versicherungs-
vertrages 

1. Beginn und Ende des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt und endet entsprechend den Angaben des 
Versicherungsscheins. 

  2. Vertragsverlängerung 

Der Versicherungsvertrag ist für die im Versicherungsschein bestimmte Dauer 
abgeschlossen. 

Der Vertrag verlängert sich um jeweils ein weiteres Jahr, wenn er nicht von einer der 
Parteien mit einer Frist von einem Monat zum Ende der laufenden 
Versicherungsperiode in Textform insgesamt gekündigt wird. 

V. (Teilweise) 
Kündigung des 
Versicherungs-
vertrages 

1. Teilkündigung zum Ende der laufenden Versicherungsperiode 

Beide Parteien können im Wege der Teilkündigung einzelne Module des 
Versicherungsvertrages mit einer Frist von einem Monat zum Ende der laufenden 
Versicherungsperiode in Textform kündigen. In diesem Fall enden sämtliche dieses 
Modul betreffenden Vereinbarungen zum Ende der laufenden Versicherungsperiode.  

  2. Teilkündigung bei einer Obliegenheitsverletzung vor Eintritt des Versicherungsfalles 

Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine der 
Obliegenheiten, die er gemäß den jeweiligen Modulen vor Eintritt des 
Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer 
innerhalb eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, dieses 
Modul fristlos in Textform kündigen. In diesem Fall enden sämtliche dieses Modul 
betreffenden Vereinbarungen mit Zugang der Teilkündigung beim 
Versicherungsnehmer. Die Beweislast für das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

  3. Teilkündigung nach Eintritt des Versicherungsfalles 

   3.1. Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles in einem der vereinbarten Module 
kann jede der Vertragsparteien dieses Modul  kündigen. Die Kündigung ist in 
Textform zu erklären. Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit 
dem Abschluss der Verhandlungen über die Entschädigung zulässig. 

   3.2. Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Modul mit sofortiger Wirkung oder 
zu jedem späteren Zeitpunkt bis zum Ablauf der Versicherungsperiode zu 
kündigen. 
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   3.3. Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim 
Versicherungsnehmer wirksam. 

VI. Anzuwenden-
des Recht und 
Gerichtsstände 

1. Anzuwendendes Recht 

Auf diesen Vertrag ist deutsches Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts 
anzuwenden. 

  2. Gerichtsstand für Klagen gegen den Versicherer 

Klagen gegen den Versicherer aus dem Versicherungsvertrag können bei dem für den 
Geschäftssitz  der vertragsverwaltenden Niederlassung örtlich zuständigen Gericht 
erhoben werden. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der 
Versicherungsvermittlung ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohn- oder Geschäftssitz, in 
Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt, hat. 

  3. Gerichtsstand für Klagen des Versicherers 

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung gegen 
den Versicherungsnehmer ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohn- oder 
Geschäftssitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt, hat. 

VII. Ansprech-
partner 

1. Anschrift- oder Namensänderung 

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer Änderungen seiner Anschrift 
oder seines Namens unverzüglich mitzuteilen. Hat der Versicherungsnehmer eine 
Änderung dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung oder 
andere Mitteilungen, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben sind, die 
Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte 
Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. 

  2. Versicherer 

Der Versicherer ergibt sich aus dem Versicherungsschein. 

  3. Vertragsverwaltung 

Hiscox Europe Underwriting Limited 
Zweigniederlassung für die Bundesrepublik Deutschland 
Arnulfstr. 31 
80636 München 

  4. Beschwerden 

Beschwerden können an den Versicherer, dessen Vertragsverwaltung, die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin, Sektor Versicherungsaufsicht, 
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn) oder den British Financial Ombudsman Service, 
South Quay Plaza, 183 Marsh Wall, London E14 9SR, United Kingdom, gerichtet 
werden. Des Weiteren ist der Versicherer Mitglied im Verein 
Versicherungsombudsmann e. V. Damit ist für den Versicherungsnehmer die 
Möglichkeit eröffnet, den unabhängigen und neutralen Ombudsmann in Anspruch zu 
nehmen, wenn er mit einer Entscheidung einmal nicht einverstanden sein sollte. Eine 
entsprechende Beschwerde müsste vom Versicherungsnehmer an die unten 
aufgeführte Adresse gerichtet werden. Das Verfahren ist für den Versicherungsnehmer 
kostenfrei, das Recht zum Beschreiten des ordentlichen Rechtswegs bleibt davon 
unberührt. 

Versicherungsombudsmann e. V.  
Postfach 08 06 32  
10006 Berlin 
Tel.: 01804/22 44 24 
Fax: 01804/22 44 25 
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
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1. Versicherer Ihres 
Vertrages  

 

Hiscox Insurance Company Ltd., Niederlassung für die Bundesrepublik Deutschland, 
Arnulfstraße 31, 80636 München, Amtsgericht München HRB 132701 
 
Hauptbevollmächtigter für die Bundesrepublik Deutschland: 
Robert Dietrich 
 
Vertragsvermittlung und -verwaltung im Auftrag und in Vollmacht für Hiscox Insurance 
Company Ltd., für Lloyds Syndicat 33 Ltd. und für Lloyds Syndicat 3624 Ltd.:  
Hiscox Europe Underwriting Limited, Zweigniederlassung für die Bundesrepublik 
Deutschland, gesetzlich vertreten durch den Hauptbevollmächtigten Robert Dietrich 
und die Geschäftsführer Stuart John Bridges, Jason Sebastian Jones, David Matthew 
Bailey, Josephine O’Kane und Pierre-Olivier Desaulle, Arnulfstraße 31, 80636 
München,  

Amtsgericht München HRB 196892 
Ladungsfähige Anschrift des Versicherers und Hauptbevollmächtigten: 
Arnulfstraße 31, 80636 München 
 
Hauptgeschäftstätigkeit der Hiscox Insurance Company Ltd., Niederlassung für die 
Bundesrepublik Deutschland: die Versicherung von hochwertigen Gebäuden und 
ihrem Inhalt, von Kunst- und Wertgegenständen, die Vermögensschaden-Haftpflicht- 
und D&O-Versicherung 
 
Zuständige Versicherungsaufsichtsbehörde für die Hiscox Insurance Company Ltd., 
1 Great St Helen’s, London, EC3A 6HX, United Kingdom, Company Reg no. – 70234: 
 
Prudential Regulation Authority, 20 Moorgate, London, EC2R 6DA, United Kingdom 
 
Zusätzliche Versicherungsaufsicht für das deutsche Geschäft der Hiscox Insurance 
Company Ltd.: 
BaFin Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn 
Telefon: +49 228 4108 1394 
Telefax: +49 228 4108 1550 
Website: www.bafin.de; E-Mail: poststelle@bafin.de;  
 
Hiscox ist Mitglied des englischen Garantiefonds: Financial Services Compensation 
Scheme 
Registered Office: 7th Floor, Lloyds Chambers, 1 Portsoken Street, London E1 8BN 
Registered in England and Wales. No. 3943048, www.fscs.org.uk 

2. Die wesentlichen 
Merkmale der 
Versicherungs-
leistung  
 

Es handelt sich um einen Versicherungsvertrag, dessen Versicherungsumfang 
sich danach bestimmt, welche Module (Vermögensschaden-
Haftpflichtversicherung, Betriebshaftpflichtversicherung und/oder Sach-
Inhaltversicherung (je nach Vereinbarung mit oder ohne Sach-
Betriebsunterbrechung-Versicherung) zwischen Hiscox als Versicherer und dem 
Versicherungsnehmer vereinbart wurden. 
 
Soweit vereinbart gilt Folgendes: 
 
a) Es handelt sich um eine Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung. 
 
Der Versicherungsschutz besteht für die im Versicherungsschein genannten 
Tätigkeiten von Beratungs- und Dienstleistungsunternehmen.  
 
Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer und den mitversicherten 
Personen Versicherungsschutz, wenn diese aufgrund von Haftpflichtbestimmungen für 
einen versicherten Vermögensschaden verantwortlich gemacht werden.   
 

mailto:poststelle@bafin.de�
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Diesem Angebot sowie dem Versicherungsvertrag liegen die branchenspezifischen 
und im Angebot und Versicherungsschein aufgeführten Vertragsbedingungen 
 

• Professions by Hiscox Bedingungen 04/2015 oder  
• Consult by Hiscox Bedingungen 04/2015 oder 
• Marketing & Advertising by Hiscox 04/2015 oder 
• Media by Hiscox 04/2015 oder 
• Net IT by Hiscox 04/2015 

 
und jeweils die Allgemeinen Regelungen Bedingungen 04/2015 sowie bei 
entsprechender Vereinbarung weitere besondere Vereinbarungen, die im Angebot 
sowie dem Versicherungsschein ausdrücklich aufgeführt sind, zugrunde. 
 
Die Versicherungsleistung wird in EUR bis zur Höhe des ersatzpflichtigen Schadens, 
maximal den Entschädigungsgrenzen und der Versicherungssumme gemäß den 
Angaben im Versicherungsschein, erbracht.  
 
Weitere Beschränkungen der Ersatzpflicht ergeben sich aus Abschnitt B II. der 
vereinbarten Versicherungsbedingungen.   
 
 
b) Es handelt sich um eine Betriebs-Haftpflichtversicherung (inklusive 
Umwelthaftpflicht- und Umweltschadenversicherung)  
 
Der Versicherungsschutz besteht für die im Versicherungsschein genannten 
Tätigkeiten von Beratungs- und Dienstleistungsunternehmen.  
 
Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer und den mitversicherten 
Personen Versicherungsschutz, wenn diese aufgrund von Haftpflichtbestimmungen für 
einen Personen- oder Sachschaden verantwortlich gemacht werden. Im Rahmen der 
Umweltschadenversicherung gewährt der Versicherer dem Versicherungsnehmer und 
den mitversicherten Personen Versicherungsschutz, wenn diese wegen gesetzlicher 
Pflichten öffentlich-rechtlichen Inhalts auf der Grundlage des Umweltschadengesetzes 
für die Sanierung von Umweltschäden verantwortlich gemacht werden.    
 
Diesem Angebot sowie dem Versicherungsvertrag liegen die Betriebs-Haftpflicht by 
Hiscox Bedingungen 04/2015, die Allgemeinen Regelungen Bedingungen 04/2015 
sowie bei entsprechender Vereinbarung weitere besondere Vereinbarungen, die im 
Angebot sowie dem Versicherungsschein entsprechend aufgeführt sind, zugrunde. 
 
Die Versicherungsleistung wird in EUR bis zur Höhe des ersatzpflichtigen Schadens, 
maximal den Entschädigungsgrenzen und der Versicherungssumme gemäß den 
Angaben im Versicherungsschein, erbracht.  
 
Weitere Beschränkungen der Ersatzpflicht ergeben sich aus Abschnitt B II. der 
vereinbarten Versicherungsbedingungen.   
 
 
c) Es handelt sich um eine Sach- Inhalt-- und soweit vereinbart Sach-
Betriebsunterbrechung-Versicherung 
 
Der Versicherungsschutz besteht für den im Versicherungsschein genannten 
Versicherungsnehmer. 
 
Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer und den mitversicherten 
Personen im Rahmen der Sach-Inhaltversicherung Versicherungsschutz für die 
beweglichen Sachen des Bürobetriebs, wenn ein Schaden durch Zerstörung, 
Beschädigung und Abhandenkommen von versicherten Sachen entsteht. Versichert 
sind insbesondere Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Leitungswasser, 
Sturm, Hagel, Einbruchdiebstahl und Vandalismus. 
 



 
Informationspflichten  

 

Informationspflichten 04//2015  Seite 3 von 7 

Sofern vereinbart ersetzt der Versicherer dem Versicherungsnehmer darüber hinaus 
im Rahmen der Sach-Betriebsunterbrechungversicherung den durch eine versicherte 
Betriebsunterbrechung verursachten Ertragsausfallschaden, wenn diese 
Unterbrechung unmittelbar und ausschließlich durch versicherte, am Versicherungsort 
eingetretene Sachschäden gemäß Sach-Inhalt by Hiscox, Bedingungen 04/2015 für 
Bürobetriebe verursacht wird. 
 
Diesem Angebot sowie dem Versicherungsvertrag liegen die Sach-Inhalt  by Hiscox 
Bedingungen 04/2015 für Bürobetriebe – und soweit vereinbart die Sach-
Betriebsunterbrechung by Hiscox Bedingungen 04/2015 -, die Allgemeinen 
Regelungen Bedingungen 04/2015 sowie bei entsprechender Vereinbarung weitere 
besondere Vereinbarungen, die im Angebot sowie dem Versicherungsschein 
entsprechend aufgeführt sind, zugrunde. 
 
Die Versicherungsleistung wird in EUR bis zur Höhe des ersatzpflichtigen Schadens, 
maximal den Entschädigungsgrenzen und der Versicherungssumme gemäß den 
Angaben im Versicherungsschein, erbracht. 

Weitere Beschränkungen der Ersatzpflicht ergeben sich aus Abschnitt A IV. der 
vereinbarten Versicherungsbedingungen. 

3. Gesamtpreis  

 

Die Versicherungsprämie wird auf der Grundlage der uns überlassenen 
Risikoinformationen, insbesondere unter Berücksichtigung des Umsatzes des 
Versicherungsnehmers, der vereinbarten Versicherungssumme sowie des 
vereinbarten Selbstbehaltes, berechnet. Die Jahresbruttoprämie beinhaltet die jeweils 
gültige Versicherungssteuer. Die Gesamtsumme der Versicherungsprämie entspricht 
der Summe der Jahresprämien je vereinbartem Modul (Vermögensschaden-
Haftpflicht, Betriebshaftpflicht, Sach- Inhaltversicherung mit/ohne Sach-
Betriebsunterbrechung-Versicherung. 
 

 

Beispiel zu den Grundlagen der Berechnung der Versicherungsprämie für die 
Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung: 

Versichertes Risiko: z.B. Buchhalter 

 Versicherungssumme: 
(2 - fach maximiert je 
Versicherungsjahr) 

z.B. € 250.000,00 für Vermögensschäden 

 Selbstbehalt: z.B. Fest-SB je Versicherungsfall € 750,00 

 Beitragsberechnung: Umsatz Faktor (‰) Mindest-
prämie 

Prämie 

 Umsatz weltweit 
(ohne USA/CDN) € 75.000,00 1,2 € 295,00 € 295,00 

 Gesamtbeitrag netto:                                                               € 295,00 

 Zum Gesamtbeitrag netto kommt die jeweils gültige gesetzliche Versicherungssteuer 
hinzu. 
 
Die Versicherungsprämien gelten jeweils für ein Jahr.  
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Beispiel zu den Grundlagen der Berechnung der Versicherungsprämie für die 
Betriebshaftpflicht-Versicherung: 

Versichertes Risiko: z.B. IT Unternehmen  

 Versicherungssumme: z.B. €  3.000.000,00 für Personen- und Sachschäden 

 
Selbstbehalt: 

z.B. Fest-SB je Versicherungsfall für Sachschäden        
€ 500,00 und Fest-SB je Versicherungsfall für 
Personenschäden € 0 

 Beitragsberechnung: 
Umsatz Faktor (‰) Mindest-

prämie 
Prämie 

 Umsatz weltweit 
(ohne USA/CDN) 

€ 5.000.000,00 0,5 € 2.000,00 € 2.500,00 

 Gesamtbeitrag netto € 2.500,00  

  
Zum Gesamtbeitrag netto kommt die jeweils gültige gesetzliche Versicherungssteuer 
hinzu. 
 
Die Versicherungsprämien gelten jeweils für ein Jahr.  
 
Beispiel zu den Grundlagen der Berechnung der Versicherungsprämie für die 
Sach-Inhalt- und Sach-Betriebsunterbrechung-Versicherung: 

 Versichertes Risiko: z.B. Rechtsanwalt mit 5 Angestellten 

 

Versicherungssumme: 

1) Techn. und kaufmännische Büroeinrichtung  

– ca. € 15.000 pro Arbeitsplatz:            €   75.000,00 

2) Elektronik pauschal (Rechner, Telefonanlage,  

Kopierer sowie alle elektronischen Geräte):                          

                                                             €    50.000,00 

3) Betriebsunterbrechung –  

Ertragsausfall / Mehrkosten:                 € 150.000,00 

 
Selbstbehalt: 

€      500,00 je Versicherungsfall Sach-Inhalt 

€ 5.0000,00 je Versicherungsfall Unterbrechungs-   
                    schaden 

 Beitragsberechnung: Versicherungs-
summe 

Beitrags-
satz (‰) 

Mindest-
prämie 

Prämie 

  1) €   75.000,00 2,5 Für 1) und 
2) zu-

sammen  
€ 295,00 

€ 187,00 

  2) €   50.000,00 4,0 € 200,00 

  3) € 150.000,00 0,4  €  60,00 

 Gesamtbeitrag netto: € 447,00 
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 Zum Gesamtbeitrag netto kommt die jeweils gültige gesetzliche Versicherungssteuer 
hinzu. 
 
Die Versicherungsprämien gelten jeweils für ein Jahr.  

4. Zahlung und 
Zahlungsweise  

 

Die einmalige oder erste Prämie ist unverzüglich nach Zugang des 
Versicherungsscheins zu zahlen. Die Folgeprämien sind unverzüglich nach Erhalt der 
Prämienrechnung zu zahlen.  

Die Prämie ist, sofern im Einzelfall nicht anders vereinbart, an den in der 
Prämienrechnung ausgewiesenen Empfänger zu zahlen. Eventuell vereinbarte 
Teilzahlungen, Fristen und Fälligkeiten entnehmen Sie bitte der Rechnung. Mit 
Zustimmung des Versicherungsnehmers können wir die Versicherungsprämie auch 
direkt per Lastschriftverfahren einziehen. 

5. Gültigkeitsdauer 
des Angebots  

Die Gültigkeitsdauer unseres Angebots beträgt zwei Monate ab Ausstellungsdatum 

6. Zustandekommen 
des Vertrages / 
Versicherungsbeginn 
 

a) Der Vertrag kommt entweder dadurch zustande, dass Sie ein konkretes 
Vertragsangebot annehmen, welches wir Ihnen unterbreitet haben (sog. Invitatio-
Modell), oder Sie einen Antrag auf Abschluss eines Versicherungsvertrages stellen, 
der dann unsererseits angenommen wird (sog. Antrags-Modell). 
 
 

b) Wenn Sie unserem Angebot im Rahmen des Invitatio-Modells zustimmen möchten, 
dann können Sie dies durch Ihre Annahmeerklärung tun. Der Versicherungsvertrag 
kommt dann mit Eingang Ihrer Annahmeerklärung bei uns oder bei dem von Ihnen 
bevollmächtigten Versicherungsvermittler zustande. 
In der Regel liegt der Versicherungsbeginn des Vertrages frühestens an dem Tag des 
Ausstellungsdatums des Angebots oder kann innerhalb der oben angegebenen 
Gültigkeitsdauer des Angebots frei gewählt werden. Wenn nichts anderes vereinbart 
ist, fallen der Versicherungsbeginn und der Beginn des Versicherungsschutzes auf 
denselben Tag. 
 
Abweichend davon, können Sie oder der von Ihnen bevollmächtigte Vermittler auch 
einen anderen Versicherungsbeginn außerhalb der Gültigkeitsdauer des Angebots 
wählen. Dies ist jedoch nur möglich, wenn wir Ihnen diesen abweichenden Beginn in 
Textform bestätigen. 
 
c) Wenn Sie mit uns einen Versicherungsvertrag im Rahmen des Antrags-Modells 
schließen möchten, müssen Sie einen Antrag auf Abschluss einer Versicherung unter 
Angabe eines von Ihnen gewünschten Versicherungsbeginns stellen, frühestens 
jedoch an dem Tag Ihrer Angebotsabgabe.  
 
In diesem Fall kommt der Vertrag mit Erhalt des Versicherungsscheins zustande. Der 
Versicherungsbeginn und der Beginn des Versicherungsschutzes fallen auf denselben 
Tag. 
 
d) In beiden oben genannten Verfahren ist die Gewährung des Versicherungsschutzes 
abhängig von der rechtzeitigen Zahlung der Erstprämie. Die Fälligkeit der 
Prämienzahlung können Sie den jeweiligen Rechnungen entnehmen. 

7. Widerrufs-
belehrung nach § 8 
Abs. 2 Nr. 2 VVG 
 

 
Widerrufsrecht 
 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von vierzehn Tagen ohne Angabe von 
Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt am Tag, 
nachdem Ihnen der Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich 
unserer Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die Vertragsinformationen 
gemäß § 7 Abs.1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 
1 bis 4 der Verordnung über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen  und 
diese Belehrung jeweils in Textform zugegangen sind. Zur Wahrung der Widerrufsfrist 
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genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf kann sowohl an den 
von Ihnen beauftragten Vermittler als auch direkt an uns, Hiscox Europe Underwriting 
Limited, Zweigniederlassung für die Bundesrepublik Deutschland, Arnulfstraße 31, 
80636 München, gerichtet werden. Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an 
folgende Faxnummer zu richten: +49 (89) 54 58 01-199. Bei einem Widerruf per E-
Mail ist der Widerruf an folgende E-Mail-Adresse zu senden: 
hiscox.underwriting@hiscox.de 
 
Widerrufsfolgen 
 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz und wir erstatten 
Ihnen den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfällt, 
wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der 
Widerrufsfrist beginnt. 
 
Den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, können 
wir einbehalten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor 
Ablauf der Widerrufsfrist beginnt. Haben Sie eine solche Zustimmung nicht erteilt oder 
beginnt der Versicherungsschutz erst nach Ablauf der Widerrufsfrist, sind die 
beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. 
 
Beiträge erstatten wir Ihnen unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des 
Widerrufs.  
 
Besondere Hinweise 
 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl 
von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht 
ausgeübt haben. Widerrufen Sie einen Ersatzvertrag, so läuft Ihr ursprünglicher 
Versicherungsvertrag weiter.  
 
– Ende der Widerrufsbelehrung – 
 
Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Versicherungsverträgen mit einer Laufzeit von 
weniger als einem Monat und bei Versicherungsverträgen über vorläufige Deckung. 
 

8. Laufzeit des 
Vertrages / 
Beendigung des 
Vertrages  
 

Die Laufzeit des Vertrages beträgt in der Regel 12 Monate, es sei denn, Sie haben  
etwas anderes beantragt und wir haben diesem Antrag zugestimmt. Für eventuelle 
folgende Vertragsperioden gilt dann die Regellaufzeit von 12 Monaten.  
 
Der Vertrag verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, wenn der Vertrag nicht von 
einer der Parteien unter Einhaltung der Kündigungsfrist von einem Monat zum Ende 
der laufenden Versicherungsperiode gekündigt wird (Allgemeine Regelungen 
Bedingungen 04/2015  Ziffer IV.). Daneben haben Sie die Möglichkeit, das betroffene 
Modul nach Eintritt eines Versicherungsfalls zu kündigen (Allgemeine Regelungen, 
Bedingungen 04/2015, Ziffer IV. 3. „(Teilweise) Kündigung des 
Versicherungsvertrages)“. 

9. Anwendbares 
Recht / Vertrags-
sprache / Gerichts- 
stand  
 

Dem Vertrag – einschließlich der Verhandlungen vor Abschluss – liegt deutsches 
Recht zugrunde. Vertragssprache ist Deutsch. Ebenso erfolgt jede Kommunikation 
zwischen Ihnen und uns in Deutsch. 
 
Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gegen Sie ist das Gericht des Ortes 
zuständig, an dem Sie Ihren Wohnsitz oder in Ermangelung eines solchen Ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. 
 
Klagen gegen uns können Sie bei dem Gericht an Ihrem Wohnsitz oder Ihrem 
gewöhnlichen Aufenthalt oder bei dem Gericht an unserem Geschäftssitz anhängig 
machen. 
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Verlegen Sie nach Vertragsschluss Ihren Wohnsitz oder Ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt in einen Staat, der nicht Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
Vertragsstaat des Abkommens über den europäischen Wirtschaftsraum EWG ist, oder 
ist Ihr Wohnsitz oder Ihr gewöhnlicher Aufenthalt zum Zeitpunkt der Klageerhebung 
nicht bekannt, ist das Gericht an unserem Geschäftssitz zuständig.  

10. Beschwerden Bei Beschwerden wenden Sie sich bitte an Ihren Versicherer. Des Weiteren können 
Sie Ihre Beschwerde auch an die deutsche Aufsichtsbehörde wenden: 
BaFin Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn 
Telefon: +49 228 4108 1394 
Telefax: +49 228 4108 1550 
Website: www.bafin.de; E-Mail: poststelle@bafin.de 
oder  
 

British Financial Ombudsman Service, South Quay Plaza, 183 Marsh Wall, London 
E14 9SR, United Kingdom 
Des Weiteren ist der Versicherer Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e. V. 
Damit ist für den Versicherungsnehmer die Möglichkeit eröffnet, den unabhängigen 
und neutralen Ombudsmann in Anspruch zu nehmen, wenn der Versicherungsnehmer 
mit einer Entscheidung einmal nicht einverstanden sein sollte. Eine entsprechende 
Beschwerde müsste vom Versicherungsnehmer an die nachstehend aufgeführte 
Adresse gerichtet werden. Das Verfahren ist für den Versicherungsnehmer kostenfrei. 
Das Recht zum Bestreiten des ordentlichen Rechtswegs bleibt davon unberührt. 
Versicherungsombudsmann e. V., Postfach 08 06 32, 10006 Berlin 
Tel.: 01804/22 44 24 
Fax: 01804/22 44 25 

E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
 

 

http://www.bafin.de/�
mailto:poststelle@bafin.de�
mailto:beschwerde@versicherungsombudsmann.de�
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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 
 
Grundlage unseres Angebots sind die von Ihnen gemachten Angaben. Dafür ist es notwendig, dass Sie die Ihnen 
gestellten Fragen wahrheitsgemäß und vollständig beantworten bzw. beantwortet haben. Es sind auch solche 
Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen. 
 
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige 
Angaben machen oder gemacht haben. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht 
können Sie der nachstehenden Information entnehmen. 
 
Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, 
nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 
 
Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird? 

1. Rücktritt und 
Wegfall des 
Versicherungs-
schutzes 
 

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurücktreten. 
Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit 
vorliegt. 

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, 
wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch 
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.  

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt 
nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, 
wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand 
 
- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles  
 
- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht  
 
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt haben. 

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksam-
werden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.  

2. Kündigung Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht 
lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätten. 

3. Vertragsänderung Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen 
Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die 
anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. 

Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst 
ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.  
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Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen 
wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die 
Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer 
Mitteilung hinweisen. 

4. Ausübung  
unserer Rechte 

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung 
nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend 
gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte 
haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur 
Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese die 
Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.   

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder 
die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit 
Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die 
vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die 
Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben.  

5. Stellvertretung 
durch eine andere 
Person 

 

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so 
sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der 
Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die 
Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu 
berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch 
Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
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